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Pressekonferenz des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes vom 5. Januar 2005

Die Schweiz braucht ein starkes Wirtschaftswachstum

Serge Gaillard, geschäftsführender Sekretär des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes

Langsamer Ausstieg aus dem Konjunkturtal …

Vor einem Jahr haben wir für den Text zur Wirtschaftslage den gleichen Titel gewählt wie heute. Wir haben damals darauf hingewiesen, dass das Wachstum zwar wieder auf der Tagesordnung sei, mit 1,8% aber zu schwach sein werde, um die Arbeitslosigkeit deutlich abzubauen.

In der Tat hat seit Mitte 2003 die konjunkturelle Erholung eingesetzt. Die Wirtschaft ist in der zweiten Jahreshälfte 2003 und ersten Hälfte 2004 mit einer Tendenz von rund 2% gewachsen. Anschliessend hat sich das Wachstum infolge des Fall des Dollars, der schwachen Konjunktur in Deutschland und der hohen Erdölpreise leicht abgeschwächt. Im Jahresdurchschnitt 2004 dürfte die Wirtschaft um knapp 2% gewachsen sein.

Der Verlust an Wettbewerbsfähigkeit wegen des Falls des Dollars wurde teilweise durch die Fortführung der expansiven Geldpolitik kompensiert. Diese hat es erlaubt, den Frankenkurs gegenüber dem Euro bei rund 1.54  zu halten. In den letzten zwei Jahren hat sich der Franken somit gegenüber dem Dollar und den an ihn gekoppelten Währungen in Südostasien und China real (bereinigt um die Teuerungsunterschiede) um etwas mehr als 20% aufgewertet. Diese Aufwertung wurde teilweise kompensiert durch eine (teuerungsbereinigte) Abschwächung des Frankens um rund 5% gegenüber dem Euro. Da die Währungen, die an den Dollar gebunden sind, zusammen mit diesem etwa einen Drittel des Aussenhandels ausmachen, resultiert insgesamt trotzdem eine leichte Aufwertung des Frankens, die aber nicht allzu lange anhalten dürfte (s. weiter unten).

Stark gebremst wird das Wachstum durch die hohen Erdölpreise. Sie dürften bereits im vergangenen Jahr das Wachstum um rund 0,5% gebremst haben, ein ähnlicher Effekt ist für das nächste Jahr zu erwarten. 

… verzögert Abbau der Arbeitslosigkeit

Die Arbeitslosigkeit hat, wenn wir von saisonalen Bewegungen absehen, seit diesem Frühling leicht abgenommen. Allerdings ist die Zahl der registrierten Erwerbslosen seither durchschnittlich nur gerade um 500 pro Monat gesunken. Angesichts der hohen Zahl von Aussteuerungen kann deshalb bestenfalls von einer Stagnation der Unterbeschäftigung auf hohem Niveau gesprochen werden.

Die unbefriedigende Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt ist auf zwei Gründe zurückzuführen. Erstens wächst die Wirtschaft zu wenig, damit es insgesamt zu einer spürbaren Expansion von Arbeitsplätzen kommt.  Wir gehen davon aus, dass die Zahl der Arbeitsplätze ab einem Wachstum von 1,5% zunimmt. In der Tat gibt es Anzeichen dafür, dass in der zweiten Jahreshälfte die Zahl der Arbeitplätze auch in der Industrie und Bauwirtschaft leicht zugenommen hat, nachdem bereits in der ersten Jahreshälfte in einigen Dienstleistungsbranchen eine leichte Besserung zu verzeichnen war.

Zweitens nimmt in der Schweiz die Zahl der Personen, die eine Erwerbstätigkeit ausüben möchten, rapide zu. Gemäss unseren Berechungen möchten jährlich netto rund 25'000 Personen neu eine Erwerbstätigkeit aufnehmen. Dazu gehören Jugendliche, welche ihre Ausbildung abgeschlossen haben, Frauen, die nach einem Unterbruch wieder arbeiten möchten und Ausländer/innen vorwiegend aus Ländern der EU, die in der Schweiz eine Stelle aufnehmen. Ohne ein stärkeres Wirtschaftswachstum ist es deshalb nicht möglich, die extrem hohe Unterbeschäftigung zu verringern. Neben den 150'000 Erwerbslosen gibt es nämlich mehr als 300'000 Frauen und Männer, die Teilzeit arbeiten und ihren Stellenumfang ausdehnen möchten. 

Beschleunigung des Aufschwungs erst gegen Jahresende

Wir gehen davon aus, dass sich der Aufschwung etwa im gleichen Rhythmus wie im Vorjahr fortsetzt. Dazu sind allerdings einige optimistische Annahmen notwendig:

i) Wir nehmen an, dass die deutsche Wirtschaft nicht in eine Rezession zurückfällt, auch wenn die Wirtschaftspolitik in unserem Nachbarland sehr an diejenige der Schweiz in den neunziger Jahren erinnert.

ii) Wir gehen davon aus, dass sich der Dollar wieder leicht erholt (auf 1.20 Fr./$) und der Eurokurs bei rund 1.55 Franken verharrt.

iii) Die zwei Annahmen gehen von der Überlegung aus, dass die Europäische Zentralbank die Zinsen erst erhöhen wird, wenn sich die Konjunkturerholung in der Eurozone gefestigt hat und die Beschäftigung wächst. Das würde bedeuten, dass die EZB die Zinsen nicht vor dem Herbst 2005 erhöht. Demgegenüber dürfte das FED die Zinsen weiter erhöhen. Diese wachsenden Zinsunterschiede dürften den Dollar stützen. Zudem nehmen wir an, dass die Schweizerische Nationalbank die Zinsen nur soweit erhöht, als keine Höherbewertung des Frankens gegenüber dem Euro droht.

iv) Schliesslich gegen wir davon aus, dass sich der Erdölpreis zwischen 32$ und 38$ stabilisieren wird. Das würde bedeuten, dass die Teuerung im Jahr 2005 etwa 1% betragen würde. Wegen der leicht steigenden Beschäftigung und wachsender Einkommen der selbständig Erwerbenden wird es trotz geringer Lohnerhöhungen zu einer Zunahme der real verfügbaren Einkommen um rund 1,5% kommen.

Unter diesen Annahmen errechnen wir für 2005 ein Wachstum des Sozialprodukts (BIP) von rund 1,8%. Die Arbeitslosigkeit wird wiederum nur wenig abnehmen (von 152'000 Ende 2004 auf 132'000 Ende 2005). 

Gerber/Brunetti - Pessimismus ist unbegründet …

Einzelne Ökonomen des seco erklären das schwache Wachstum in der Schweiz mit angebotsseitigen Engpässen. Sie orten das Hauptproblem der Schweiz in einer ungenügend hohen Produktivität. Diese könne nur durch „Strukturreformen“ erhöht werden. Selbstverständlich müssen die wirtschaftlichen und sozialen Strukturen ständig überdacht und wenn nötig angepasst werden. Einmal abgesehen davon, dass viele Vorschläge des seco kaum zu einer höheren Produktivität führen würden, , wäre es aber unredlich, die aktuellen Wachstumsprobleme auf mangelnde Strukturreformen zurückzuführen.

i) Die Schweiz kennt kein dringendes Produktivitätsproblem. Die Arbeitsproduktivität dürfte im letzten Jahr um knapp 2% zugenommen haben. Wegen diesen Produktivitätsfortschritten braucht es ein starkes Wachstum, damit mehr Arbeitsplätze bereitgestellt werden.

ii) Die Schweiz leidet an einem „Nachfragemangel“. Die Wirtschaft in der Eurozone wächst wenig, die Erdölpreise haben die Kaufkraft der Konsumenten verringert und die Schweiz verliert wie auch andere europäische Länder auf den Exportmärkten wegen des schwachen Dollars Anteile. Keine Strukturreform kann diese (Nachfrage-) Probleme lösen. Im Gegenteil: Kurzfristig würden höhere Produktivitätsfortschritte die Beschäftigung sogar verringern. Nur eine lockere Geldpolitik und zusätzliche öffentliche Ausgaben (oder Steuersenkungen) können kurzfristig die Nachfrage erhöhen. 

iii) Es gibt entgegen den Befürchtungen einiger seco-ökonomen auch keinen Mangel an Arbeitskräften. Wie bereits erwähnt sind 150'000 Erwerbslose auf der Suche nach Arbeit, und Hunderttausende, welche Teilzeit arbeiten, möchten ihren Stellenumfang erhöhen. Qualifikationsbedingte Mängel können dank der Personenfreizügigkeit problemlos beseitigt werden.

... und lenkt von den wichtigen Fragen ab

Die Schweiz ist auf ein starkes Wirtschaftswachstum angewiesen, wenn sie ihre sozialen Probleme lösen will. Die vorgesehenen (im Einzelnen noch zu verbessernden) Reformvorschläge bei der Invalidenversicherung werden nicht wirksam sein, wenn sich die Arbeitsmarktlage nicht deutlich verbessert. Ebenso wird es ohne eine solche Verbesserung nicht möglich sein, die Kosten der Sozialhilfe zu stabilisieren. Umgekehrt wird eine verbesserte Wirtschaftslage dazu führen, dass viele Personen länger im Erwerbsleben verbleiben und Teilzeit Beschäftigte ihren Stellenumfang erhöhen. Auf diese Art wird die Finanzierung aller Sozialversicherungen verbreitert.

Starkes Wirtschaftswachstum ist für die Schweiz ein realistisches Ziel

Die Schweiz hat das Potential für ein starkes Wachstum. Während 3-4 Jahren kann die Wirtschaft um 2,5% bis 3% wachsen, ohne dass es zu inflationären Überhitzungen kommen wird. Die Wirtschaftspolitik muss alles darauf ausrichten, um dieses Ziel zu erreichen, sobald die weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen es erlauben.

i) Weil keine Inflationsgefahren drohen, kann die Geldpolitik noch lange expansiv bleiben. Das bezüglich Teuerungsgefahren stabile Umfeld erlaubt der SNB auch, eine unerwünschte Aufwertung gegenüber dem Euro zu verhindern.

ii) Die Spartätigkeit der öffentlichen Hand bremst das Wirtschaftswachstum. Das ist unvermeidlich, wenn die konjunkturelle Erholung zur Beseitigung der Defizite genutzt werden soll. Allerdings sind Radikalkuren zu vermeiden. Gerade angesichts des noch schwachen Wachstums ist darauf zu achten, dass die öffentlichen Ausgaben trotzdem um rund 1% pro Jahr zunehmen. Eine solche Zunahme ist auch verlangt, um die nötigen Investitionen in die Ausbildung und Infrastruktur zu tätigen.

iii) Bei der Erhebung neuer Abgaben oder Erhöhung von Beiträgen an die Sozialversicherungen ist vorläufig äusserste Vorsicht geboten. Das für die Invalidenversicherung notwendige Lohn- oder Mehrwertsteuerprozent sollte frühestens im Jahr 2007 eingeführt werden. Könnten die Schulden der IV wenigstens teilweise durch die von der Nationalbank nicht benötigten Goldreserven abgebaut werden, wäre das ein willkommener Beitrag zur Verhinderung zusätzlicher (Mehrwertsteuer-) Zuschläge. Eine allfällige CO-2-Abgabe müsste vollständig zurückerstattet und auf keinen Fall für die Finanzierung öffentlicher Ausgaben verwendet werden, damit die Kaufkraft der Konsumenten und Konsumentinnen nicht verringert wird. Eine solche sollte erst zwei Jahren nach Beitragserhöhung für die Invalidenversicherung erhoben werden. Eine längerfristige Planung solcher steuerpolitischer Massnahmen ermöglicht es, auf die konjunkturelle Entwicklung Rücksicht zu nehmen. 

iv) Es braucht dieses Jahr noch mehr als im letzten Jahr grosse Anstrengungen, um allen Jugendlichen einen Ausbildungsplatz bereitstellen zu können, weil rund 20% der Jugendlichen sich in „Ausbildungsumwegen“ befinden. Deshalb müssen in den Kantonen die Anstrengungen fortgesetzt und verstärkt werden, damit die Unternehmungen mehr Ausbildungsplätze anbieten. Die schulischen Berufsbildungs-Angebote müssen um rund 10% aufgestockt werden. Und in den Branchen muss gezielt nach Lösungen gesucht werden, um die Zahl der Ausbildungsplätze zu erhöhen.

Schweiz braucht bilaterale Verträge mit der Europäischen Union

Die Schweiz ist auf den Zugang zu den europäischen Märkten angewiesen. Deshalb dürften die bilateralen Verträge mit der Europäischen Union (EU) nicht gefährdet werden. Eine Ablehnung der erweiterten Personenfreizügigkeit für die neuen Mitgliedsländer der EU würde von der EU nie akzeptiert, weil sie keine Diskriminierung zwischen den Bürgern der alten und neuen Mitgliedsländer zulassen kann. Deshalb ist die Abstimmung über die Personenfreizügigkeit in diesem Jahr die wichtigste wirtschaftspolitische Auseinandersetzung. Eine Ablehnung würde die wirtschaftliche Entwicklung der Schweiz stark beeinträchtigen und längerfristig zu einer höheren Arbeitslosigkeit führen.

i) Bei einer Ablehnung der Personenfreizügigkeit wäre mit einer Gefährdung der bilateralen Verträge zu rechnen. Diese Unsicherheit würde viele Unternehmungen veranlassen, auf Investitionen in der Schweiz zu verzichten. 

ii) Die Erweiterung der Personenfreizügigkeit tritt erst im Jahr 2011 in Kraft. Bis zu diesem Zeitpunkt gelten die bisherigen Regeln für den Zutritt zum schweizerischen Arbeitsmarkt.

iii) Hauptproblem bei der Personenfreizügigkeit sind nicht die Wanderungsbewegungen. Die Bürger der EU-Länder kommen nur in die Schweiz, wenn sie hier eine Stelle gefunden haben. Ob es zu einer zusätzlichen Einwanderung kommt, entscheiden also die schweizerischen Unternehmungen, beziehungsweise die Wirtschaftsentwicklung in der Schweiz. Nur bei guter Konjunkturlage wird massiv im Ausland rekrutiert werden. Im Normalfall ist es für die schweizerischen Unternehmungen einfacher, in der Schweiz zu rekrutieren als im fernen Ausland.

iv) Es besteht allerdings eine Gefahr. Die schweizerischen Unternehmungen könnten versuchen, im Ausland Personal zu rekrutieren, um Lohnkosten zu sparen. Das würde einen Druck auf die Löhne einzelner Berufsgruppen ausüben. Die Lohnabhängigen in der Schweiz müssten tiefere Löhne akzeptieren.  Um das zu verhindern, sind die flankierenden Massnahmen eingeführt worden. Diese müssen jetzt entschieden umgesetzt werden
. Am ehesten droht eine solche Entwicklung in Grenzgebieten. Diese Gefahr ist aber vor allem eine Folge der Personenfreizügigkeit  gegenüber den „alten“ EU-Mitgliedsländer. Die Problemlage  wird durch die im Jahr 2011 geplante Ausweitung  nicht grundsätzlich verändert. Deshalb müssen die flankierenden Massnahmen heute bereits rigoros angewendet werden.

v) Weil eine Gefährdung der bilateralen Verträge das Wachstum schwächen würde, wäre nach einer Ablehnung der Personenfreizügigkeit mit einer deutlich höheren Arbeitslosigkeit zu rechnen. Trotzdem ist die Frage von Interesse, ob die Personenfreizügigkeit im Verhältnis zur heutigen Situation zu mehr Arbeitslosigkeit führen werde. Wir vertreten die Ansicht, dass die Gefahr gering und in erster Linie vom Verhalten der Arbeitgeber in der Schweiz abhängig ist. Ausgangspunkt ist die Überlegung, dass Ausländer und Ausländerinnen erst einreisen, wenn sie im Gastland eine Stelle erhalten haben. Ohne vorherige Beschäftigung in der Schweiz können keine Leistungen der Arbeitslosenversicherung beansprucht werden. Die Arbeitslosigkeit würde also steigen, wenn die Unternehmungen mehr als bisher Personen zeitlich befristet einstellen würden. Das würde zu einer Zunahme der bei der Arbeitslosenversicherung leistungsberechtigten Personen führen.  Auch hier helfen die flankierenden Massnahmen. Sie müssen sicherstellen, dass die neu eingestellten Personen anständig entlöhnt werden. Das zwingt die Unternehmungen, ihr Personal produktiv einzusetzen, was meistens eine längerfristige Beschäftigung voraussetzt. Gleichzeitig erlauben die flankierenden Massnahmen zu verhindern, dass die Arbeitsbedingungen durch Temporärfirmen unterlaufen werden. Übringens scheinen in den letzten Monaten die Daueraufenthaltsbewilligungen mehr nachgefragt zu werden als die für Kurzaufenthalte. Das deutet darauf hin, dass die Unternehmungen infolge der Personenfreizügigkeit vermehrt  dauerhafte Anstellungen anstelle der befristeten vornehmen.

Debatte um Strukturreformen darf nicht ideologisch geführt werden

Einzelne Exponenten des seco schreiben dem „Markt“ in einem fast religiös anmutenden Vertrauen grosse Fähigkeiten zur Problemlösung zu., Sie glauben, Wirtschaftspolitik liesse sich auf die zwei Worte „mehr Wettbewerb“ reduzieren. Diese ideologische Ausrichtung der Wirtschaftspolitik führt in die Irre. Im besten Fall werden die Wirkungen wirtschaftspolitischer Massnahmen (Überschätzung der volkswirtschaftlichen Wirkung des Binnenmarktgesetzes, aber auch der Kartellgesetzrevision) falsch eingeschätzt, im schlimmsten Fall verhindert eine solche Politik sachlich bessere Lösungen. Ein Beispiel für einen ideologisch motivierten Positionsbezug ist der neuste Bundesratsentscheid (gegen den Vorschlag einer Expertenkommission und des zuständigen Departementvorstehers) zum Strommarktgesetz. Obwohl eine auf Grossbezüger und Verteilwerke beschränkte Marktöffnung die Effizienzziele (mehr Wettbewerb), die Versorgungsziele (grosse Unternehmungen können selber für ihre sichere Versorgung sorgen), die konsumentenpolitischen Ziele (Kleinkonsumenten profitieren vom grösseren Handlungsspielraum „ihres“ Elektrizitätswerks) und die aussenpolitischen Ziele (Transitprobleme mit der EU geregelt)  erreicht hätte und erst noch auf die Unterstützung aller Referendumskräfte hätte zählen können, hat der Bundesrat eine Öffnung für alle gewerblichen Kunden (auch Anwälte, Zahnärzte) beschlossen, die sich von einer vollständigen Öffnung nicht unterscheidet. Falls das Parlament ihm folgen sollte, wäre ein Referendum sicher (s. Beitrag von Rolf Zimmermann). Wie beim Steuerpaket würde eine Reform blockiert, weil die „Hüter der reinen (Wettbewerbs-) Lehre“ keine Kompromisse eingehen. 



















� 	Insbesondere die Kantone müssen die flankierenden Massnahmen rasch umsetzen. Die Arbeitsbedingungen für entsandte Arbeitnehmer/innen müssen flächendeckend kontrolliert werden. Zudem sind die Anstellungs-bedingungen in gefährdeten Branchen wie dem Gast-, Transport- und Reinigungsgewerbe systematisch zu überprüfen.
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